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Deutscher 
Caritasverband e.V.   

BK 2/2024  
 
Beschluss 
der Bundeskommission  
am 20. Juni 2024 in Köln  
 
 
 

 
 

Änderungen in Anlage 5 und Anlage 2e zu den AVR 
 

A. 
 

Beschlusstext: 
 
 
 

I.  In Absatz 2 zu § 1 der Anlage 5 zu den AVR werden nach dem Wort „durchschnittlich“  
die Wörter „bis zu“ ergänzt. Der Absatz 2 lautet: 
 
„(2) Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf durchschnittlich bis zu 48 Stunden in der  
Woche und über zehn Stunden werktäglich verlängert werden, wenn in die Arbeitszeit  
regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fällt.“ 
 
 

II.  Nach Absatz 2 zu § 1 der Anlage 5 zu den AVR wird ein neuer Absatz 2a eingefügt: 
 

„(2a) Abweichend von Absatz 2 gilt für die Mitarbeiter der Anlage 2e, dass die regel-
mäßige Arbeitszeit  
 
ab 1. Januar 2025 auf durchschnittlich bis zu 45 Stunden in der Woche,  
ab 1. Januar 2026 auf durchschnittlich bis zu 44 Stunden in der Woche,  
ab 1. Januar 2027 auf durchschnittlich bis zu 43 Stunden in der Woche, 
ab 1. Januar 2028 auf durchschnittlich bis zu 42 Stunden in der Woche 
 
und über zehn Stunden werktäglich verlängert werden kann, wenn in die Arbeitszeit  
regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fällt.“  
 
 

III.  In Anlage 2e zu den AVR wird in Vergütungsgruppe 5c Ziffer 4 ein neuer hochgestell-
ter Buchstabe „D“ eingefügt. Ziffer 4 wird wie folgt gefasst: 
 
„4 Notfallsanitäter mit entsprechenden Tätigkeiten A,B,C,D“ 
 

IV.  In den Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 4b bis 8 
in der Anlage 2e zu den AVR wird unter IV ein neuer Absatz D eingefügt: 
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„D Zulage für Notfallsanitäter 
 

(1) Notfallsanitäter erhalten ab dem 1. Januar 2028 zuzüglich zur Regelvergütung 
gemäß Anlage 3 eine Zulage gemäß Absatz 2. 
 
(2) 1Die Höhe der Zulage beträgt unter Anrechnung bisheriger Tätigkeiten beim 
selben Dienstgeber monatlich:  
 
ab dem 3. Tätigkeitsjahr 150,00 Euro  
ab dem 5. Tätigkeitsjahr 250,00 Euro  
ab dem 7. Tätigkeitsjahr 400,00 Euro  

 
2Für die Berechnung der für die Zulage relevanten Tätigkeitsjahre werden alle un-
unterbrochen zurückgelegten Zeiten in der Tätigkeit als Rettungsassistent und 
Notfallsanitäter beim selben Dienstgeber sowie die Zeiten der Ausbildung zum 
Notfallsanitäter berücksichtigt. 3Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit ste-
hen gleich: 
 
a)  Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz sowie 

Elternzeiten bis zu drei Jahren nach dem Bundeselterngeld- und Eltern-
zeitgesetz,  

b)  Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach Abschnitt XII der Anlage 1 bis zu 26 
Wochen, 

c)  Zeiten einer sonstigen Unterbrechung der Tätigkeit von weniger als einem 
Monat im Kalenderjahr.  

 
4Soweit es zur Deckung des Personalbedarfs erforderlich ist, sind bei Neueinstel-
lung Zeiten in der Tätigkeit als Notfallsanitäter und Rettungsassistent auch bei an-
deren Dienst- oder Arbeitgebern anzurechnen. 5Soweit es zur Bindung von Mitar-
beitern erforderlich ist, sind im bestehenden Dienstverhältnis Zeiten in der Tätig-
keit als Notfallsanitäter und Rettungsassistent auch bei anderen Dienst- oder Ar-
beitgebern anzurechnen. 6Zeiten der Tätigkeit als Notfallsanitäter und Rettungs-
assistent bei anderen Dienst- oder Arbeitgebern müssen zur Anrechnung nachge-
wiesen werden.  

 
(3) 1Abweichend von der Regelung in Absatz 1 ist die Zulage gemäß Absatz 2 bei 
Neuausschreibungen schon ab dem Zeitpunkt des Auftragsbeginns zu zahlen, frü-
hestens aber ab 1. Januar 2025. 2Satz 1 gilt entsprechend für den Fall, dass ein 
vertraglicher Anspruch auf Anpassung der Vergütung für die rettungsdienstliche 
Leistung gegenüber dem Auftraggeber vorliegt, in deren Bereich der Notfallsani-
täter eingesetzt ist, oder wenn unabhängig davon eine neue Vergütung vereinbart 
wird.  

 
(4) Abweichend von der Regelung in Absatz 1 kann die Zulage gem. Absatz 2 zur 
Deckung des Personalbedarfs in einer Rettungswache allen dort tätigen Notfalls-
anitätern frühestens ab dem 1. Januar 2025 gezahlt werden.“ 

 
 

V.  Es handelt sich bei Ziffer II. und IV. um mittlere Werte der Bundeskommission. Diese  
sind befristet bis zum 31. Dezember 2024. 
 
 

VI.  Inkrafttreten 
 

Die Änderungen treten zum 20. Juni 2024 in Kraft. 
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B. 
 

Regelungsziel und wesentlicher Inhalt 
 
Mit der schrittweisen Reduzierung der wöchentlichen Höchstarbeitszeit im Rettungsdienst von  
derzeit bis zu 48 Stunden auf bis zu 42 Stunden pro Woche bis zum Jahr 2028 wird die Attrakti-
vität des Rettungsdienstes im Bereich der Caritas gestärkt. Im Rahmen der Anpassung erfolgt in  
Anlehnung an die gängige Rechtsprechung des BAG, das unter Hinweis auf § 7 Abs. 8 ArbZG  
stets von Höchstarbeitszeiten ausgeht, auch eine Klarstellung der Formulierung der Höchstar-
beitsgrenze in § 1 Absatz 2 der Anlage 5 zu den AVR (Abschnitte I. und II.). 
 
Weiter beinhaltet der Beschluss unter III. und IV. die Gewährung einer monatlichen Zulage für  
Notfallsanitäter von bis zu 400,00 Euro verbindlich ab dem 1. Januar 2028.  
Damit trotz der sehr differenzierten und länderspezifischen Refinanzierung des Rettungsdienstes  
eine frühzeitige Umsetzung auch ohne Regionalisierung zugunsten einer bundeseinheitlichen  
AVR-Regelung sowie ohne finanzielle Überforderung der Einrichtungen aufgrund bestehender  
vertraglicher Bindungen ohne Nachverhandlungsoptionen möglich ist, sind für den Zeitraum vom  
1. Januar 2025 bis 31.Dezember 2027 definierte Ausnahmen möglich.  
Soweit bestehende Verträge zu rettungsdienstlichen Leistungen nachverhandelt werden können  
oder eine Anpassung der Vergütungen bei tariflichen Steigerungen vorsehen, soll der Dienstge-
ber die monatliche Zulage an alle anspruchsberechtigten Notfallsanitäter in einer Rettungswache  
bei gesicherter Kostentragung schon vor dem 1. Januar 2028 zahlen.  
Bei Neuausschreibungen hingegen muss ab dem Zeitpunkt des Auftragsbeginns für die rettungs-
dienstliche Leistung schon vor dem 1. Januar 2028 die monatliche Zulage durch den Dienstgeber  
an alle anspruchsberechtigten Notfallsanitäter in einer Rettungswache gezahlt werden.  
Falls es zur Deckung des Personalbedarfs erforderlich ist, kann der Dienstgeber bereits ab  
1. Januar 2025 die monatliche Zulage allen anspruchsberechtigten Notfallsanitätern in einer Ret-
tungswache zahlen. Ab 1.Januar 2028 ist die Auszahlung der monatlichen Zulage dann aus-
nahmslos und verbindlich. 
 
Die Dienstgeberseite und die Mitarbeiterseite der Arbeitsrechtlichen Kommission sind sich dar-
über einig, dass dieser Beschluss keinen Ersatz für eine zukünftige Überleitung der Anlage 2e in  
die neu zu konzipierende Entgeltordnung darstellt, sondern als Teil des Anlage-2-Reformprozes-
ses nur ein Zwischenschritt ist. Beide Seiten bekräftigen die weiterhin konstruktive Weiterarbeit  
im begonnenen Reformprozess. 
 

C. 
 

Beschlusskompetenz 
 
Die Regelungen betreffen Rechtsnormen über den Inhalt des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs.  
4 Satz 1 AK-Ordnung. Es handelt sich in Teilen auch um eine Festlegung der mittleren Werte zur 
Höhe der Vergütungsbestandteile und zur Arbeitszeit im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ord-
nung. Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission  
gem. § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung. 
 

* * * 
 

Köln, den 20. Juni 2024 
 
 
 
gez. Matthias Mitzscherlich 
Vorsitzender der Arbeitsrechtlichen Kommission  
 


